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Unterrichtung  
durch die Bundesregierung  

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Entlastung  
der öffentlichen Haushalte (Haushaltsbegleitgesetz 1989)  
- Drucksache 11/2969 —  

hier: Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme  
des Bundesrates  

Stellungnahme des Bundesrates  

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a (§ 3 Nr. 4  
KraftStG)  

In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a wird in § 3 die  
Nummer 4 wie folgt gefaßt:  

„4. Fahrzeugen, solange sie ausschließlich zur  
Reinigung von Straßen verwendet werden,  
sofern sie äußerlich als für diese Zwecke be-
stimmt erkennbar sind."  

Begründung  

Die bisher geltende und die von der Bundesregie-
rung vorgeschlagene Regelung, die in beachtli-
chem Umfang die Abfallbeseitigung durch die  
Befreiung der Transportfahrzeuge von der Kraft-
fahrzeugsteuer begünstigt, stellt eine nicht mehr  
gerechtfertigte Subvention dar. Nach dem wach-
senden Verständnis für Umweltfragen soll der die  
Kosten der Abfallbeseitigung tragen, der die  Ko-
sten veranlaßt. Die von der Bundesregierung vor-
geschlagene Gesetzesfassung enthält keine An-
reize zur Vermeidung und Verwertung von Abfäl-
len. Eine entsprechende Regelung ist auch  
schwer vorstellbar und wäre in jedem Fa ll  kaum  
zu handhaben. In Übereinstimmung mit dem  

Gegenäußerung der Bundesregierung  

Zu Nummer 1  

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren  
Gesetzgebungsverfahren prüfen.  

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 121 (431) — 501 03 — Ha 49/88 — vom 28. September  

1988.  
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Mehrheitsvotum des Abfallrechtsausschusses der 
Umweltminister des Bundes und der Länder wird 
daher die ersatzlose Streichung der bisherigen 
Regelung bis auf die Fahrzeuge vorgeschlagen, 
die ausschließlich im öffentlichen Interesse zur 
Straßenreinigung eingesetzt werden. 

Die Streichung der Vorschrift führt die Mehrein-
nahmen von etwa 20 bis 30 Millionen DM in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Umlegung der 
durch den Wegfall der Steuerbefreiung erhöhten 
Abfallbeseitigungskosten auf die p rivaten Haus-
halte und gewerblichen Müllanbieter führt zu kei-
nen unvertretbaren Gebührenerhöhungen. Vor 
allem für die privaten Haushalte können sich die 
monatlichen Gebühren nur minimal erhöhen. 

2. Nach Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a (§ 3 Nr. 7 
KraftStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie sichergestellt wer-
den kann, daß die Kraftfahrzeugsteuerbefreiung 
für steuerbefreite Fahrzeuge der Landwirte auch 
dann erhalten bleibt, wenn diese das Fahrzeug im 
Zuge des Strukturwandels in der Landwirtschaft 
verstärkt für die Pflege öffentlicher Grünflächen 
bzw. von Naturschutz- und Landschaftsschutzge-
bieten einsetzen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 18 KraftStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens die Notwendigkeit einer 
Ergänzung der Übergangsregelung des § 18 
KraftStG zu prüfen. Dabei sollte angestrebt wer-
den, eine andere Berechnungsmethode für die 
Festsetzung der Steuer in den Fällen vorzusehen, 
in denen die Steuer für einen Teil des Entrich-
tungszeitraumes nach dem bisherigen Steuersatz 
und für den anderen Teil des Entrichtungszeit-
raums nach dem geänderten Steuersatz zu be-
rechnen ist. Die bisherige Regelung, wonach die 
Steuer in diesen Fällen häufig auf der Grundlage 
von 361/360 einer Jahressteuer ermittelt wird, er-
scheint unbef riedigend. 

Begründung 

Die bisherige Übergangsregelung nach § 18 
KraftStG wird — wie entsprechende Umstellungs-
aktionen in der Vergangenheit gezeigt haben — 
in  den in Frage stehenden Fällen im Zusammen-
hang mit der Anhebung der Kraftfahrzeugsteuer 
für Diesel-Pkw (vgl. Artikel 1 Nr. 4) häufig zu dem 
unbefriedigenden — und eine Vielzahl von Be-
schwerden auslösenden — Ergebnis führen, daß 
dem Steuerschuldner insgesamt 361/360 einer 
Jahressteuer in Rechnung gestellt werden. Das 
Bundesfinanzministerium wurde von den ober-
sten Finanzbehörden der Länder deshalb bereits 
gebeten, dem Gesetzgeber eine andere Berech-
nungsmethode vorzuschlagen. 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung wird der Prüfungsbitte entspre-
chen. 

Zu Nummer 3 

Die Bundesregierung wird der Prüfungsbitte entspre-
chen. 
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4. Zu Artikel 2 (Versicherungsteuergesetz) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, inwieweit zur 
Abgrenzung des Anwendungsbereichs des bishe-
rigen und des angehobenen Regelsteuersatzes 
eine Übergangsregelung getroffen werden muß, 
die auf die Fälligkeit des Versicherungsentgelts 
abstellt. 

Begründung 

Die mit der Änderung des VersStG vorgesehene 
Erhöhung des Regelsteuersatzes ist mit keiner 
Übergangsregelung verbunden. Dies hat zur 
Folge, daß es für die Anwendung des angehobe-
nen Steuersatzes auf die Entstehung der Steuer 
ankommt. Die Versicherungsteuer entsteht 
grundsätzlich mit der tatsächlichen Zahlung der 
Versicherungsprämie. Dieses zeitliche Abgren-
zungskriterium würde im Einzelfall zu nicht vor-
hersehbaren und zufälligen Ergebnissen führen 
und sowohl die Versicherungswirtschaft als auch 
die Finanzverwaltung vor nicht unerhebliche 
Vollzugsprobleme stellen. Eine Übergangsrege-
lung erscheint daher notwendig. Ein Abstellen auf 
die Fälligkeit der Prämie — wie von der Versiche-
rungswirtschaft befürwortet — könnte zu einer 
praktikablen Lösung des Problems führen. 

5. Zu Artikel 3 a — neu — (Einkommensteuerge-
setz) 

Nach Artikel 3 wird folgender neuer Artikel 3 a 
eingefügt: 

„Artikel 3 a 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Februar 1987 
(BGBl. I S. 657), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 25. Juli 1988 (BGBl. I S. 1185), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„In den Fällen des § 20 Abs. 2 Nr. 3 
werden auf die Einkommensteuer des 
Veräußerers von den ihm gezahlten 
Stückzinsen oder von dem Unter-
schiedsbetrag zwischen den ihm ge-
zahlten und den von ihm gezahlten 
Stückzinsen folgende Beträge als Kapi-
talertragsteuer angerechnet: 

a) bei Wertpapieren im Sinne des § 43 
Abs. 1 Nr. 2 
25 vom Hundert, 

b) bei Wertpapieren im Sinne des § 43 
Abs. 1 Nr. 6 
30 vom Hundert, 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung wird der Prüfungsbitte entspre-
chen. 

Zu Nummer 5 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. Der 
Prüfungsbitte, eine Übergangsregelung bei Stückzin-
sen einzuführen wird die Bundesregierung entspre-
chen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 

c) bei Wertpapieren und Forderungen 
im Sinne des § 43 Abs. 1 Nr. 8 Buch-
stabe a 
10 vom Hundert." 

bb) In Satz 4 werden nach dem Wo rt 
 „Schuldverschreibung" die Worte 

„oder der Forderung" eingefügt. 

cc) Dem Satz 5 werden folgende Worte an-
gefügt: 

„mit der Maßgabe, daß ein Satz von 
10 vom Hundert anzuwenden ist."  

b) In Absatz 3 wird das Zitat „§ 43 Abs. 1 
Nr. 5" durch das Zitat „ § 43 Abs. 1 Nr. 6" 
ersetzt. 

Begründung 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

Die neue Fassung des § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG 
berücksichtigt, daß Stückzinsen auch bei We rt

-papieren im Sinne des § 43 Abs. 1 Nr. 2 (Wan-
delanleihen und Gewinnobligationen und be-
stimmte Genußrechten; Steuersatz auf die Ka-
pitalerträge: 25 v. H.) und bei Wertpapieren im 
Sinne des § 43 Abs. 1 Nr. 6 EStG (bestimmte 
Anleihen aus den Jahren 1952 bis 1954; 
Steuersatz auf die Kapitalerträge: 30 v. H.) an-
fallen können. Ohne die Änderung hätte in die-
sen Fällen nur eine Kapitalertragsteuer von 
10 v. H. angerechnet werden können. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstaben bb und cc 

Die Änderungen in Satz 4 und 5 sind redak-
tionelle Folgeänderungen zu Doppelbuch-
stabe aa. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpas-
sung an die Änderung des § 43 Abs. 1 EStG 
durch das Steuerreformgesetz 1990. 

2. § 44b wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„§ 36c ist auch sinngemäß anzuwenden für 
Sammelanträge auf Erstattung von Kapital-
ertragsteuer, die die Bundesschuldenver-
waltung in Vertretung der Erstattungsbe-
rechtigten an das Bundesamt für Finanzen 
richtet. " 

b) In Abs. 4 werden die Worte „bei Kapitaler-
trägen im Sinne des § 43 Abs. 1 Nr. 3 bis 5" 
gestrichen. 

c) Absatz 5 wird gestrichen. 
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Begründung 

Zu Buchstabe a 

Nach § 44b Abs. 1 Satz 4 in Verbindung mit 
§ 36 c EStG sind die Kreditinstitute berechtigt, 
in Vertretung der Steuerpflichtigen auf Grund 
von Sammelanträgen die Erstattung von Kapi-
talertragsteuer beim Bundesamt für Finanzen 
zu beantragen. Die Ergänzung des § 44 b 
Abs. 1 EStG stellt bezüglich des Sammelan-
tragsverfahrens die Bundesschuldenverwal-
tung den Kreditinstituten gleich, soweit sich 
Steuerpflichtige als Gläubiger von Bundes-
titeln in das Bundesschuldbuch haben eintra-
gen lassen. 

Zu Buchstabe b 

Die Möglichkeit der Berichtigung der Steuer-
anmeldung muß in allen Fällen, in denen Kapi-
talertragsteuer ohne Verpflichtung einbehal-
ten worden ist, bestehen. 

Zu Buchstabe c 

Bis zum 31. Juli 1984 waren Zinsen aus festver-
zinslichen Wertpapieren im Sinne des § 43 
Abs. 1 Nr. 5 (ab 1989: Nr. 6) EStG, die der Kapi-
talertragsteuer von 30 v. H. unterliegen, von der 
beschränkten Einkommensteuerpflicht ausge-
nommen. Bei beschränkt Steuerpflichtigen 
wurde diese Kapitalertragsteuer deshalb nach 
§ 441) Abs. 5 EStG auf Antrag nicht erhoben. 
Nach Beseitigung der Kuponsteuer ab 1. August 
1984 hätte diese Regelung bereits aufgehoben 
werden müssen, weil Kapitalerträge aus festver-
zinslichen Wertpapieren seit diesem Zeitpunkt 
nicht der beschränkten Steuerpflicht unterla-
gen. Auf Grund der neuen Regelungen im Steu-
erreformgesetz 1990 unterliegen ab 1989 grund-
sätzlich alle inländischen Kapitalerträge der be-
schränkten Steuerpflicht. Die bisherige Aus-
nahme für die Kapitalertragsteuer von 30 v. H. 
bei beschränkt Steuerpflichtigen kann daher 
nicht mehr aufrechterhalten werden; § 44 b 
Abs. 5 EStG ist zu streichen. 

3. § 45 a wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. den Betrag der nach den §§ 43, 43a einbe-
haltenen Kapitalertragsteuer; ". 

Begründung 

Nach § 45a Abs. 2 EStG ist in den Steuerbe-
scheinigungen die „anrechenbare" Kapital-
ertragsteuer anzugeben. In den Fällen, in de-
nen vom Grundsatz her eine nur anteilige An-
rechnung von Kapitalertragsteuer gemäß § 36 
Abs. 2 Nr. 2 Sätze 2 ff. EStG in Betracht kom

-

men  kann, sind die zur Ausstellung der Be-
scheinigung verpflichteten Schuldner bzw. die 
Kreditinstitute nur in der Lage, die insgesamt 



Drucksache  11/3009 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Stellungnahme des Bundesrates  

anrechenbare Kapitalertragsteuer, nicht aber 
ihre besitzzeitanteilige Aufteilung anzugeben. 
Um sich hieraus möglicherweise ergebende 
Mißverständnisse zu vermeiden, wird be-
stimmt, statt dessen die „einbehaltene" Kapi-
talertragsteuer zu bescheinigen. Bei den Er-
tragsgutschriften ist die sich nach den persön-
lichen Umständen (Besitzzeit) richtende Höhe 
der tatsächlich anrechenbaren Steuer aus den 
verfügbaren Daten nicht zu entnehmen. Diese 
kann nur im Veranlagungsverfahren oder bei 
der Erstattung der Kapitalertragsteuer durch 
das Bundesamt für Finanzen aufgrund eines 
Einzelantrags zutreffend ermittelt werden. 

4. In § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a werden 

a) das Zitat „§ 43 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa Sätze 2 und 3" durch 
das Zitat „§ 43 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa Sätze 2 und 3 sowie 
Doppelbuchstaben bb bis ee und Abs. 3 
Satz 3" ersetzt und 

b) nach den Worten „Sitz im Inland hat" die 
Worte „oder eine inländische Zweigstelle 
eines ausländischen Kreditinstituts im Sinne 
des § 53 des Gesetzes über das Kreditwesen 
ist" eingefügt. 

Begründung 

Die Änderungen stellen sicher, daß in den ge-
nannten Fällen, in denen ein Steuerabzug vom 
Kapitalertrag unterbleibt, auch keine Veranla-
gung wegen beschränkter Steuerpflicht vorzu-
nehmen ist. Darüber hinaus werden Zinsen aus 
nicht verbrieften Forderungen, die von inländi-
schen Zweigstellen ausländischer Kreditinsti-
tute an ausländische Gläubiger gezahlt wer-
den, wie die entsprechenden Zinsen inländi-
scher Kreditinstitute der beschränkten Steuer-
pflicht unterworfen. 

5. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 28 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden das Zitat „ § 43 Abs. 1 
Nr. 4 bis 8 und Abs. 3" durch das Zitat 
„§ 43 Abs. 1 Nr. 4 bis 8 und Satz 2 sowie 
Abs. 3" und das Zitat „§ 44b Abs. 1, 4 
und 5" durch das Zitat „§ 44b Abs. 1 
und 4" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach den Worten „des 
Hypothekenbankgesetzes" die Worte 
,,  des Gesetzes über Schiffspfandbrief-
banken" eingefügt. 

b) Nach Absatz 28 wird folgender Absatz 28 a 
eingefügt: 

„(28 a) § 44 c Abs. 2 ist bei Kapitalerträ-
gen, die im Kalenderjahr 1989 zufließen, 
auch auf Körperschaften, Personenvereini-
gungen oder Vermögensmassen anzuwen-
den, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 17 des Körper- 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
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Zu Nummer 6 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Stellungnahme des Bundesrates 

schaftsteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung . vom 10. Februar 1984 
(BGBl. I S. 217), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 b des Gesetzes vom ... " 1988 (BGBl. I 
S.... * ), von der Körperschaftsteuer befreit 
sind." 

Begründung 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen 
an die Änderung des § 43 Abs. 1 Satz 2 EStG 
und die Streichung des § 44b Abs. 5 EStG. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 

Die Ergänzung ist erforderlich, weil auch 
Schiffspfandbriefbanken Kommunaldarlehen 
gewähren. Vgl. im übrigen BT-Drucksache 
11/2536 zu Artikel 1 Nr. 73 Buchstabe v (S. 88 
1. Sp.). 

Zu Buchstabe b 

Die Steuerfreiheit der in § 5 Abs. 1 Nr. 17 KStG 
genannten Einrichtungen wird erst ab 1990 
aufgehoben. Es ist deshalb erforderlich, sie für 
das Jahr 1989 noch den übrigen steuerbefrei-
ten Einrichtungen insoweit gleichzustellen. 

Darüber hinaus bittet der Bundesrat, im weite

-

ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob bei 
Stückzinsen i. S. von § 20 Abs. 2 Nr. 3 und bei 
Zinsanteilen i. S. von § 20 Abs. 2 Nr. 4 EStG, 
die vor dem 1. Januar 1989 gezahlt wurden, auf 
die Minderung der anrechenbaren Kapitaler-
tragsteuer beim Erwerber (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 
Sätze 4 und 5 EStG) verzichtet werden kann. 

Begründung 

Die beim Erwerb von Zinsscheinen gezahlten 
Stückzinsen i. S. von § 20 Abs. 2 Nr. 3 EStG 
mindern die Höhe der anrechenbaren Kapital-
ertragsteuer des Erwerbers, da dem Veräuße-
rer für die auf seine Besitzzeit entfallenden Er-
träge fiktive Kapitalertragsteuer angerechnet 
wird. Weil aber für die vor dem 1. Januar 1989 
zugeflossenen Stückzinsen eine fiktive Kapi-
talertragsteueranrechnung beim Veräußerer 
nicht möglich ist, sollte auch beim Erwerber 
hinsichtlich dieser Zinsen keine Kürzung der 
anrechenbaren Kapitalertragsteuer erfolgen. 

-Entsprechendes gilt für die Zinsanteile i. S. von 
§ 20 Abs. 2 Nr. 4 EStG. 

6. Zu Artikel 3b — neu — (Körperschaftsteuerge-
setz) 

Nach Artikel 3 a — neu — wird folgender neuer 
Artikel 3 b eingefügt: 

* Datum und Fundstelle des Haushaltsbegleitgesetzes 1989 
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,Artikel 3 b 
Änderung des Körperschaftsteuergestzes 

§ 54 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. Februar 1984 
(BGBl. I S. 217), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1988 (BGBl. I S. 1185) geän-
dert wurde, wird wie folgt geändert: 

Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a einge-
fügt: 

„(4 a) § 9 Nr. 3 ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1988 anzuwenden. " ' 

Begründung 

§ 54 KStG ist durch das Gesetz zur steuerlichen 
Begünstigung von Zuwendungen an unabhän-
gige Wählervereinigungen geändert und durch 
das Steuerreformgesetz 1990 neu gefaßt worden. 
Weil das Gesetz zur steuerlichen Begünstigung 
von Zuwendungen an unabhängige Wählerverei-
nigungen mit Wirkung vom 1. Januar 1988, das 
Steuerreformgesetz 1990 am 3. August 1988 in 
Kraft getreten ist, muß Absatz 4 a erneut eingefügt 
werden. 

7. Zu Artikel 3 c — neu — (Gewerbesteuergesetz) 

Nach Artikel 3 b — neu — wird folgender neuer 
Artikel 3 c eingefügt: 

,Artikel 3 c 
Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

§ 36 Abs. 5 des Gewerbesteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1984 
(BGBl. I S. 657), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1988 (BGBl. I S. 1093) geän-
dert wurde, wird wie folgt gefaßt: 

„(5) § 10a Satz 1 ist erstmals auf Fehlbeträge 
des Erhebungszeitraums 1985 anzuwenden. " ' 

Begründung 

Die durch das Steuerreformgesetz 1990 in das 
Gewerbesteuergesetz eingefügte Anwendungs-
vorschrift für den gewerbesteuerlichen Verlust-
vortrag hat hinsichtlich ihres zeitlichen Geltungs-
bereichs zu Zweifeln geführt. Die neue Fassung 
stellt den gesetzgeberischen Willen klar; sie ent-
spricht der vergleichbaren Regelung in § 52 
Abs. 13b EStG. Sie soll mit Wirkung vom 3. Au-
gust 1988, dem Tag des Inkrafttretens des Steuer-
reformgesetzes 1990, in Kraft treten (vgl. Arti-
kel 8). 

8. Zu Artikel 3 d — neu — (Steuerreformgesetz 
1990) 

Nach Artikel 3 c — neu — wird folgender neuer 
Artikel 3 d eingefügt: 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 7 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 8 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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,Artikel 3 d 
Änderung des Steuerreformgesetzes 1990 

In Artikel 29 des Steuerreformgesetzes 1990 
vom 25. Juli 1988 (BGBl. I S. 1093) wird das Zitat 
„Artikel 21 mit Ausnahme der §§ 3 und 6" durch 
das Zitat „Artikel 21 mit Ausnahme der §§ 3, 4 
und 6" ersetzt.' 

Begründung 

Durch die vorgesehene Regelung werden die 
Landesregierungen in die Lage versetzt, ihrerseits 
die Verordnungen zur Begrenzung der Mieterhö-
hung in Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf 
rechtzeitig vor dem 1. Januar 1990 zu erlassen. 
Unberührt  bleibt, daß die Mietpreisbegrenzungen 
frühestens zum 1. Januar 1990 wirksam werden 
können. 

9. Zu Artikel 3 e — neu — (Umsatzsteuergesetz) 

Nach Artikel 3 d — neu — wird folgender neuer 
Artikel 3 e eingefügt: 

,Artikel 3 e 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

In § 28 Abs. 4 des Umsatzsteuergesetzes vom 
26. November 1979 (BGBl. I S. 1952), das zuletzt 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 25. Juli 1988 
(BGBl. I S. 1093) geändert wurde, wird die Jahres-
zahl „1988" durch die Jahreszahl „1992" er-
setzt.' 

Begründung 

Nach geltendem Recht unterliegen die Beförde-
rungen von Personen mit Schiffen für eine Über-
gangszeit bis zum 31. Dezember 1988 dem ermä-
ßigten Steuersatz. Durch die Änderung wird diese 
Übergangsregelung bis zum 31. Dezember 1992 
verlängert. 

Nach den Vorschlägen der EG-Kommission zur 
Vollendung des Binnenmarktes (Annäherung der 
Mehrwertsteuersätze) sollen Personenbeförde-
rungen vom 1. Januar 1993 an allgemein dem er-
mäßigten Steuersatz unterliegen. Bei Verwirkli-
chung dieser Vorschläge würde sich ohne eine 
Verlängerung der Übergangsregelung der Steu-
ersatz für die Beförderungen von Personen mit 
Schiffen innerhalb weniger Jahre mehrmals än-
dern. Die hiermit für die Schiffahrtsunternehmer 
verbundenen Schwierigkeiten (z. B. bei der Ge-
stalturg der Fahrpreise und der Fahrkosten) sol-
len vermieden werden. 

10. Zu Artikel 4 (Wohngeldgesetz) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob das Wohngeldge-
setz dahin gehend geändert werden sollte, daß 
zur Vermeidung des Ausgabenanstiegs beim 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 9 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 10 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. Nach 
Auffassung der Bundesregierung hält sich der entste-
hende Verwaltungsaufwand in vertretbaren Gren-
zen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 

Wohngeld andere Lösungen gefunden werden 
können, die die Verwaltung weniger belasten. 

Begründung 

Nach geltendem Recht werden die steuerlich 
nachgewiesenen Werbungskosten auch bei der 
Einkommensermittlung für Wohngeldzwecke be-
rücksichtigt. Werden keine Werbungskosten 
nachgewiesen, kommt der steuerliche Werbungs-
kostenpauschbetrag von 564 DM zum Ansatz. 

Ab 1990 wird dieser Werbungskostenpauschbe-
trag auf 2 000 DM angehoben (Steuerreformge-
setz 1990, Artikel 1 § 9 a EStG). 

Durch die in Artikel 4 des Haushaltsbegleitgeset-
zes 1989 vorgesehene Änderung soll — abwei-
chend vom Steuerrecht — für Wohngeldzwecke 
weiterhin nur eine Werbungskostenpauschale 
von 564 DM gelten. 

Damit würde der im Besteuerungsverfahren er-
reichte Vereinfachungs- und Entbürokratisie-
rungseffekt durch eine Komplizierung und Büro-
kratisierung im Wohngeldverfahren jedenfalls bei 
Wohngeldempfängern wieder zunichte ge-
macht. 

Der Wohngeldempfänger wäre auch dann zum 
Einzelnachweis seiner Werbungskosten gezwun-
gen, wenn seine tatsächlichen Aufwendungen 
unter dem neuen Werbungskostenpauschbetrag 
von 2 000 DM (aber über 564 DM) liegen. 

Die Wohngeldbehörde müßte in diesen Fällen au-
ßerhalb des Besteuerungsverfahrens prüfen, ob 
die Werbungskosten des Arbeitnehmers den Be-
trag von 564 DM übersteigen. Eine solche Rege-
lung ist wenig sinnvoll und läuft den Zielen der 
Steuerreform (Vereinfachung, Entbürokratisie-
rung) zuwider. 

11. Zu Artikel 8 (Inkrafttreten) 

Artikel 8 erhält folgende Fassung: 

„Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat-
zes 2 am 1. Januar 1989 in Kraft. 

(2)Artikel 3 a, 3 b, 3 c und 3 d treten mit Wirkung 
vom 3. August 1988 in  Kraft."  

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 11 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 






